
MOTION Bruno Boschung M 1094.10 
Änderung des Gesetzes über die Gemeinden  
(Art. 28 Abs. 2) / Unvereinbarkeit im Generalrat 
_________________________________________ 

Zusammenfassung der Motion 

In einer am 18. Mai 2010 eingereichten und begründeten Motion ersucht der Motionär Bruno 
Boschung den Staatsrat, dem Grossen Rat einen Gesetzesentwurf vorzulegen, der das Gesetz 
über die Gemeinden (GG) (SGF 140.1) dahingehend ändert, dass die Bestimmungen zur 
Unvereinbarkeit gelockert werden. Der Motionär ist der Meinung, dass die gegenwärtig 
geltenden Regeln zu restriktiv sind. Er schlägt vor, Artikel 28 Abs. 2 GG im Sinne von Artikel 55 
Abs. 2 GG zu ändern, d. h. vorzusehen, dass nur der Gemeindeschreiber und der 
Gemeindekassier sowie das übrige Gemeindepersonal, das seine Tätigkeit zu 50 % oder mehr 
ausübt, von einer Kandidatur ausgeschlossen sind. 

Für den Motionär gibt es keinen Grund, weshalb die Unvereinbarkeit im Zusammenhang mit 
dem Gemeindepersonal anders behandelt werden sollte, je nachdem ob es darum geht, dem 
Gemeinderat (Art. 55 Abs. 2 GG) oder dem Generalrat (Art. 28 Abs. 2 GG) anzugehören. Er 
verweist ausserdem auf die Bestimmungen für die Wahl in den Grossen Rat, die für gewisse 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Staates ebenfalls Möglichkeiten vorsehen, im 
Kantonsparlament Einsitz zu nehmen (Art. 49 des Gesetzes vom 6. April 2001 über die 
Ausübung der politischen Rechte [PRG] [SGF 115.1]). Der Motionär stellt fest, dass die Suche 
nach Kandidaten für die Wahl in den Generalrat nicht einfach sei, und dass das gegenwärtige 
Verbot für das Gemeindepersonal unabhängig vom Anstellungspensum aufgehoben werden 
sollte, um das Werben um potenzielle Kandidatinnen und Kandidaten zu vereinfachen. 

Antwort des Staatsrates 

In seinem ursprünglichen Wortlaut sah Artikel 28 Abs. 2 GG im Jahr 1980 vor: « Die Mitglieder 
des Gemeinderates, der Gemeindeschreiber, der Gemeindekassier sowie die vollamtlich tätigen 
Gemeindebeamten und -angestellten können dem Generalrat nicht angehören ». Die Botschaft 
verfügte zu diesem Artikel in Bezug auf den Generalrat, dass dieser künftig ein echtes 
Parlament und keine verkürzte Gemeindeversammlung sein sollte, und dass es deshalb wichtig 
sei, einige elementare Unvereinbarkeiten einzuführen, denn bis anhin gab es keine 
Unvereinbarkeiten, jeder Bürger war wählbar.  

1989 wurde das Gesetz über die Gemeinden einer Teilrevision unterzogen, bei der mehrere 
Artikel, darunter auch Artikel 28 Abs. 2 GG, geändert wurden. Für diesen Artikel schlug der 
Staatsrat damals dem Grossen Rat nur eine genauere Formulierung vor, die ausschliesslich 
dazu bestimmt war, zu unterstreichen, dass die Funktionen des Gemeindeschreibers und des 
Gemeindekassiers nicht mit einem Mandat im Generalrat vereinbar waren, und zwar 
unabhängig vom ausgeübten Anstellungspensum. Die parlamentarische Kommission befand 
jedoch, dass Art. 28 Abs. 2 GG sowohl für das in Teilzeit als auch für das in Vollzeit angestellte 
Personal gelten müsse. Ausgehend vom Grundsatz, dass man nicht gleichzeitig Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer sein kann, und zwar unabhängig vom Beschäftigungsgrad, hatte die 
parlamentarische Kommission daher für Artikel 28 Abs. 2 GG einen Entwurf ausgearbeitet, der 
dazu bestimmt war, das Generalratsmandat vollumfänglich unvereinbar mit der Funktion als 
Gemeindeangestellte oder -angestellter zu machen. Am 22. September 1989 verabschiedete 
der Grosse Rat den Entwurf der parlamentarischen Kommission.  

Was die Unvereinbarkeit angeht, die für andere Gemeindeorgane gilt, so ist es tatsächlich 
interessant, gemäss dem Vorschlag des Motionärs, diese Handhabung mit jener für den 
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Gemeinderat zu vergleichen, namentlich was die Möglichkeiten für das Gemeindepersonal 
anbelangt, in der Exekutive vertreten zu sein. Die Entwicklung des geltenden Artikels 55 Abs. 2 
GG zeigt, dass bei Artikel 28 Abs. 2 und Artikel 55 Abs. 2 GG zu Beginn Parallelismen 
bestanden. Bei der Totalrevision des Gesetzes über die Gemeinden im Jahr 1979 hatten die 
beiden Bestimmungen einen ähnlichen Inhalt: mit Ausnahme des Gemeindeschreibers und des 
Gemeindekassiers konnten alle Gemeindeangestellten dem Gemeinderat angehören, sofern sie 
nicht vollamtlich tätig waren. 

Anlässlich der Teilrevision von 1989 war die parlamentarische Kommission jedoch der Meinung, 
dass Artikel 55 Abs. 2 in der gleichen Weise geändert werden sollte wie Artikel 28 Abs. 2, dass 
also eine vollständige Unvereinbarkeit eingeführt werden sollte. Gewisse Mitglieder des 
Grossen Rates hatten jedoch den Einwand erhoben, dass eine solche Änderung 
Schwierigkeiten bei der Suche nach potenziellen Kandidatinnen und Kandidaten nach sich 
ziehen könnte, namentlich in den kleinen Gemeinden. Schliesslich verabschiedete der Grosse 
Rat für Artikel 55 Abs. 2 GG eine Kompromisslösung mit folgendem Wortlaut: «Die 
Gemeindebeamten und -angestellten, die ihre Tätigkeit zu 50 % oder mehr ausüben, sowie der 
Gemeindeschreiber und der Gemeindekassier können dem Gemeinderat nicht angehören». 

Danach blieben die in der Schlussabstimmung vom 22. September 1989 angenommenen Texte 
mit Ausnahme einer terminologischen Anpassung im Jahr 2004 (Ersetzen des Begriffs 
«Beamten» durch «Personal»), unverändert.  

Dieser kurze Rückblick auf die Entwicklung der Gesetzesbestimmungen kann den derzeit 
vorhandenen Unterschied zwischen der in Artikel 28 Abs. 2 GG und in Artikel 55 Abs. 2 GG 
vorgesehenen Unvereinbarkeit erklären.  

Der Staatsrat zweifelt jedoch daran, ob das Argument in Bezug auf die kleinen Gemeinden und 
auf die Schwierigkeiten, Kandidaten zu finden, heute noch so schwer wiegt wie im Jahr 1989. In 
Anbetracht der erfolgten Gemeindezusammenschlüsse und der neuen Massnahmen zur 
Förderung weiterer Fusionen beabsichtigt der Staatsrat, mit der Zeit die vollständige 
Unvereinbarkeit wieder einzuführen, wie sie von der parlamentarischen Kommission damals 
befürwortet wurde, und zwar sowohl für die Legislative als auch für die Exekutive. 

Der Staatsrat hält eine solche Massnahme jedoch für verfrüht. Er hält es daher für 
gerechtfertigt, zumindest kurzfristig die Gesetzgebung über die Gemeinden so zu ändern, dass 
in Bezug auf das Gemeindepersonal für den Generalrat dieselben Bestimmungen wie für die 
Exekutive vorgesehen werden. Er kann sich auch vorstellen, dass die Aufhebung des 
bestehenden Verbots in der gegenwärtigen Form die Suche nach potenziellen Kandidatinnen 
und Kandidaten für den Generalrat vereinfachen würde. Diese Massnahme wäre überdies ein 
Element in der Aussicht auf eine grössere Gemeindeautonomie. Schliesslich spricht, wie der 
Motionär feststellte, auch der Vergleich mit den im Grossen Rat geltenden Unvereinbarkeiten 
für eine Abschaffung der vollständigen Unvereinbarkeit auf Gemeindeniveau (vgl. Art. 49 PRG).  

Letztendlich kommt es den Wählerinnen und Wählern zu, unter den vorgeschlagenen 
Kandidatinnen und Kandidaten ihre Wahl zu treffen. 

In Anbetracht dieser Überlegungen erklärt sich der Staatsrat bereit, dem Grossen Rat in Kürze 
einen Änderungsvorschlag für das Gesetz über die Gemeinden zu unterbreiten, in dem der 
Artikel 28 Abs. 2 GG folgenden Wortlaut haben könnte (vorgeschlagene Ergänzung in 
Kursivschrift): 

2 Die Mitglieder des Gemeinderates, der Gemeindeschreiber, der Gemeindekassier und das übrige 
Gemeindepersonal, das seine Tätigkeit zu 50 % oder mehr ausübt, können dem Generalrat nicht 
angehören. 

Aus diesen Gründen beantragt Ihnen der Staatsrat die Annahme der Motion. 

Freiburg, den 21. Juni 2010 


